
Duo, von dem das Schicksal des Konti-
nents abhängt, begrüßt sich artig mit
Wangenküsschen, und seine Öffentlich-
keitsarbeiter rühmen die „sachliche“ und
„vertrauensvolle“ Zusammenarbeit. 
Doch in Wahrheit hat das Verhältnis der

beiden kühl begonnen – und ist inzwischen

unter den Gefrierpunkt gerutscht. Hollan-
de hat Merkel nicht verziehen, dass sie
Wahlkampf für seinen konservativen Ge-
genspieler Nicolas Sarkozy gemacht hat.
Jetzt argwöhnt das Kanzleramt, dass Hol-
lande heimlich eine Kampagne für Merkels
SPD-Konkurrenten Peer Steinbrück plant.

Deutschland
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Im Parallel-Universum
In der tiefsten Krise der EU verschärft sich der Konflikt zwischen Berlin und Paris.
Präsident Hollande wehrt sich gegen deutsche Sparvorgaben, Kanzlerin Merkel

fürchtet Frankreichs wirtschaftlichen Absturz. Bricht die wichtigste Achse Europas?

Europapolitiker Hollande, Merkel

„Es ist Aufgabe
Frankreichs, zu sagen,
dass es Alternativen zur
Sparpolitik gibt.“

François Hollande

Zu den altbekannten Übungen eu-
ropäischer Politik gehört, selbst
freudigste Nachrichten in Botschaf-

ten der Uneinigkeit zu verwandeln. Neu
ist, dass sich in dieser merkwürdigen Dis-
ziplin ausgerechnet die Regierungen in
Paris und Berlin besonders hervortun.
Es war am vergangenen Donnerstag-

abend im tristen Brüsseler Ratsgebäude.
Die Staats- und Regierungschefs der 27
EU-Staaten hatten sich gerade zu ihrem
Krisengipfel versammelt, als Kanzlerin
Angela Merkel sie mit einem Vorstoß aus
Anlass der Verleihung des Friedensnobel-
preises überraschte. Wie wäre es denn,
schlug sie vor, wenn im Dezember alle
Gipfelteilnehmer gemeinsam nach Oslo
fliegen würden, um die Ehrung entgegen-
zunehmen, als Signal europäischer Ge-
schlossenheit sozusagen?
Die Kollegen reagierten reserviert. Ita-

liens Ministerpräsident Mario Monti sagte,
es reiche doch, wenn die Chefs von EU-
Kommission, Europäischem Rat und Eu-
ropaparlament hinführen. Großbritan-
niens Premierminister David Cameron
schlug vor, aus jedem Mitgliedsland ein
Kind nach Oslo zu schicken. Den Aus-
schlag gab schließlich die Absage von
Frankreichs Staatspräsident François Hol-
lande. An einer Sammelfahrt werde er
sich nicht beteiligen, ätzte der Franzose:
„Ich bin doch kein Statist.“
Europas mächtigstes Politikergespann

findet keinen gemeinsamen Nenner, nicht
bei der Frage, wer Preise abholen darf,
und schon gar nicht beim alles überragen-
den Thema Euro-Rettung. Beim Brüsseler
Gipfel Ende vergangener Woche einigten
sich Merkel und Hollande nach stunden-
langem Krach auf einen dünnen Formel-
kompromiss zur Bankenunion, alle übri-
gen Streitfragen blieben ungelöst.
Seit den Tagen Konrad Adenauers und

Charles de Gaulles wurden Deutsche und
Franzosen meist von Politikern regiert,
denen das Verbindende wichtiger war als
das Trennende. Die Achse Schmidt/Gis-
card erwies sich als genauso belastbar wie
das Duo Kohl/Mitterrand. 
Unter Merkel und Hollande dagegen

droht die deutsch-französische Partner-
schaft zur Fassade zu verkommen. Das



Misstrauen bestimmt das Verhältnis zwi-
schen Paris und Berlin, bei der künftigen
europäischen Bankenaufsicht genauso wie
beim gemeinsamen Rüstungskonzern
EADS und der künftigen Architektur
Europas. Hollande argwöhnt, dass Berlin
unter dem Deckmantel der Haushalts -
sanierung nach europäischer Vorherrschaft
strebt. Merkel sieht mit Unbehagen, wie
Hollande gemeinsam mit Rom und Madrid
eine Achse gegen Deutschland baut.
Wie tief der Graben ist, erlebten am

vergangenen Montag die Redakteure von
sechs europäischen Tageszeitungen. Der
französische Staatspräsident empfing sie
zu einem Interview im Elysée-Palast. In
dem einstündigen Gespräch kritisierte er
die deutsche Politik so hart wie nie zuvor
seit seinem Amtsantritt und erteilte Mer-
kels Sparpolitik eine Abfuhr: „Es ist die
Aufgabe Frankreichs, unseren Partnern
unermüdlich zu sagen, dass es Alternati-
ven zur Sparpolitik gibt.“

Auch sein Vorgänger Sarkozy hatte
Meinungsverschiedenheiten mit Merkel.
Allerdings schafften es die beiden stets,
sich rechtzeitig vor einem Gipfel auf eine
gemeinsame Linie zu verständigen. Das
hat sich geändert, jetzt heizen beide Sei-
ten die Konflikte vor ihren Treffen an.
Als Hollande am Donnerstag vor dem

EU-Ratsgebäude in Brüssel vorfuhr, sagte
er giftig: Merkel bremse in europäischen
Fragen, weil sie bekanntlich „ihren eige-
nen Wahlkalender“ habe. Zuvor hatte
Merkel im Bundestag erneut europäische
Durchgriffsrechte auf die nationalen
Haushalte gefordert, eine Idee, die Paris
entschieden ablehnt.
Dann trafen sich die beiden unter vier

Augen. Es war ein Versuch, ihre gegen-
sätzlichen Standpunkte anzunähern.
Doch das Treffen endete unversöhnlich,
wie alle sehen konnten, als Merkel und
Hollande von ihrem Sitzungsraum zum
Ratssaal marschierten. Die beiden rede-
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„Wir sollten Europa echte
Durchgriffsrechte

gegenüber den nationalen
Haushalten gewähren.“

Angela Merkel

ten mit angespanntem Gesicht aufein -
ander ein, die Übersetzer kamen kaum
mit, Merkel schüttelte energisch den Kopf.
Erst als sie im Saal anlangten, setzten bei-
de ruckartig ein Lächeln auf.
So geht das nun schon seit Monaten.

In der Öffentlichkeit inszenieren sie Har-
monie, doch in Wahrheit leben Merkel
und Hollande in Parallel-Universen. Ihr
Blick auf die Welt könnte unterschied -
licher nicht sein.
Im Elysée-Palast wächst sich die Unge-

duld mit Deutschland seit einigen Mona-
ten zu offenem Unmut aus. Hollande
glaubt, die Krise könne nur gelöst werden,
wenn Europa eine gemeinsame Schulden-
haftung einführt. Seine Leute bringen un-
ter wechselnden Namen ständig neue Vor-
schläge dafür ein: Euro-Bonds, Euro-Bills,
Schuldentilgungsfonds.
Zudem sind die Franzosen genervt,

dass Berlin ohne Unterlass nach strengen
Budgetkontrollen ruft, während der Kon-
tinent in die Rezession rutscht. Von ob-
sessivem Sparwahn ist in Paris die Rede,
es sei falsch, die Ausgaben zu kürzen,
wenn die Wirtschaft lahme. „Es liegt in
ganz Europa eine grundsätzliche Diskus-
sion über diese Sparpolitik in der Luft“,
heißt es im Elysée.

Hollande wirft den Deutschen Dop-
pelmoral vor. Sie würden den anderen
Europäern viel abverlangen, aber selbst
einseitig nationale Interessen verfolgen,
wie beim Fall des Flugzeugbauers EADS.
Der deutsch-französische Konzern wollte
mit dem britischen Rüstungsunterneh-
men BAE fusionieren, dadurch wäre der
größte Luft- und Raumfahrtkonzern der
Welt entstanden, allerdings hätte das Jobs
in Bayern gefährdet.
Merkel habe ihr Veto eingelegt, so lau-

tet die Klage aus dem Umfeld Hollandes,
ohne Gründe zu nennen oder sich auf
neue Verhandlungen einzulassen. Ausge-
rechnet Merkel, die stets mehr Wettbe-
werbskraft und weniger Staat fordere,
verhindere mit ihrem Eingriff, dass
Europas Rüstungsindustrie konkurrenz-
fähiger werde.
Im Elysée versteht man das Kanzler-

amt nicht, umgekehrt fremdelt Berlin mit
der neuen Regierung in Paris. Schon vor
Hollandes Start waren die Erwartungen
gedämpft, seitdem ist das Verhältnis be-
ständig schlechter geworden.
Die publizistische Breitseite, die Hol-

lande vor dem EU-Gipfel gegen die Deut-
schen abgefeuert hat, sei ein „bemerkens-
werter Vorgang“, heißt es in Merkels
 Umgebung. Das ist Diplomatendeutsch
und bedeutet so viel wie „ungeheure
Frechheit“. 
Merkel werte das Interview als Beleg

für die politische Unreife des Franzosen.
Hollande sei ein Novize im Regierungs-
geschäft, heißt es in Berlin abschätzig.
Anders als sein Vorgänger Sarkozy hatte
er kein Regierungsamt inne, bevor er zumTH
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den Griff“, spottet ein Regierungs-
mitglied. 
Reformieren oder Geld ausge-

ben, mehr Solidarität oder mehr
Integration – es gab schon viele
Krisen im deutsch-französischen
Verhältnis, doch so tief wie dieses
Mal war das Zerwürfnis noch nie.
Spätestens seit dem missglückten
Juni-Gipfel in Brüssel werfen sich
die beiden Lager vor, mit gezink-
ten Karten zu spielen.
Damals hatten sich Deutsche

und Franzosen geeinigt, eine ge-
meinsame europäische Finanzauf-

sicht aufzubauen, die im Notfall auch
schlingernde Kreditinstitute auffangen
sollte. Nach französischer Lesart sollte
die sogenannte Bankenunion zum 1. Ja-
nuar 2013 starten, doch das hatten die
Deutschen offenbar anders verstanden.
Sie fürchten, dass bei einem zu frühen
Starttermin Deutschland in großem Stil
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Der wahre Moloch
Von Hans Hoyng

Als wir alle Friedensnobelpreis-
träger wurden und die ersten
Selbstbeweihräucherungen vor-

bei waren, begannen die Realisten un-
ter den Experten ihre Nase zu rümp-
fen: Ganz nett, aber richtige Politik
gehe anders. „Frieden kostet Geld“,
warnte etwa der Verfassungsrechtler
Paul Kirchhof. Er meinte: unseres.
Als Ulrich Beck im SPIEGEL

schrieb, Deutschland stehe vor der
„Entscheidung über Sein oder Nicht-
sein Europas“, eine Aussage, die der-
zeit gefühlte 70 Prozent aller EU-Poli-
tiker unterschreiben würden, bekam
er zu hören, das sei doch schrecklich
übertrieben.
Und als Robert Menasse, der öster-

reichische Wutbürger, in seinem jüngs-
ten Pamphlet forderte, den Europäi-
schen Rat abzuschaffen, diesen Hort
nationaler Kleingeisterei – eine Bitte
übrigens, die EU-Kommissionspräsi-
dent Barroso vermutlich jeden Abend
in sein Nachtgebet einschließt –, druck-
te die „Zeit“ eine ganze Seite Empö-
rung: „Ideologen“ seines Kalibers sei-
en schlimmer als all die populistischen
EU-Feinde in Rom oder Den Haag.
Warum ist das so? Warum soll der

Supereuropäer Daniel Cohn-Bendit ge-
fährlicher sein als der superblonde
 Europahasser Geert Wilders? Warum

wird jede Stimme, die mahnt, das Ziel
Europa nicht aus den Augen zu verlie-
ren, abgetan als bestenfalls blauäugig?
Warum muss Brüssel immer und ewig
nur ein „bürokratischer Moloch“ sein?
Warum wird – rätselhafter noch als al-
les andere – ausgerechnet der europäi-
sche Nationalstaat als das rundum de-
mokratische Ideal dagegengehalten?
Es kann doch nicht wahr sein, dass

wir alle viel lieber in einer Art Super-
Österreich leben würden, wo der Aus-
druck Konsenspolitik gemeinhin so ge-
deutet wird, dass alles am besten läuft,
wenn eine Hand einvernehmlich die
andere wäscht. Oder in Italien, das
vom Sturz in den Abgrund nur durch
das Abtreten der gesamten politischen
Kaste gerettet werden konnte zuguns-
ten eines Diktators auf Zeit, der „Tech-
nokrat“ genannt wird, um das ganze
Manöver nicht allzu beschämend aus-
sehen zu lassen. 
Auch mit dem Modell Deutschland,

das Politiker wie Medien so gern in die
hintersten Winkel Europas exportieren
würden, ist es nicht weit her – nicht nur
wegen all der Politikblockaden durch
Parteienstaat oder Besitzstände wahren-
den Föderalismus, sondern auch, weil
nicht einmal wir unsere Staatsschulden
in den Griff kriegen, die wir das doch
am lautesten von anderen verlangen. Es

war Helmut Kohl, der Einiger Deutsch-
lands, der vor einem deutschen Europa
warnte.
Im Verweis auf die vielen Fehler und

Unzulänglichkeiten Europas neigen
wir dazu, diese an den angeblichen
Vorzügen von Nationalstaaten zu mes-
sen, die doch ihrerseits in den größten
Schwierigkeiten stecken, sich den su-
pranationalen Bedingungen einer glo-
balisierten Welt anzupassen. 
Warum schämen wir uns für Eu -

ropa? Eine Zeitlang hisste die deutsche
Botschaft in London jeden Morgen vol-
ler Stolz die Europaflagge, weil die Be-
amten wussten, dass das Margaret
Thatcher im Büro gegenüber bis zur
Weißglut reizte. Damals wurde das
Modell Europa bewundert, weil es ar-
men Staaten wie Irland und Portugal
den Anschluss ermöglicht hatte. Auf
einmal gibt es da nur noch Faulpelze?
Zuweilen hat Europa schon funktio-
niert, als es die EU noch gar nicht gab:
1953 bei der Londoner Schuldenkon-
ferenz erließen die Teilnehmer der
Bundesrepublik drückende Zahlungs-
verpflichtungen – auch Griechenland
stimmte für den Schuldenerlass.
Zugegeben, Europa steckt in der Kri-

se. Aber ganz sicher wird es nicht die
Rückbesinnung auf den Nationalstaat
sein, die uns da rausholt.

Staatschef aufstieg. Deshalb macht
er aus deutscher Sicht gerade in
der Europapolitik Dummheiten,
die seinen Vorgängern nicht pas-
siert seien. 
Auf den Unwillen Berlins stößt

vor allem Hollandes Versuch, sich
als Sprecher der südlichen EU-Mit-
glieder zu inszenieren. So stört die
Deutschen, dass der Franzose alte
Pläne für eine Mittelmeerunion an
der Südflanke Europas wieder be-
lebt. Anfang Oktober hatte Hol-
lande sich mit den Spitzen von
vier weiteren südeuropäischen
und fünf nordafrikanischen Staaten zu ei-
ner Konferenz auf Malta getroffen. Nach-
dem man Sarkozy mühsam von der Idee
einer neuen Südachse abgebracht habe,
müsse man jetzt wieder von vorn anfan-
gen, ärgert man sich in Berlin.
Hollande, so fürchten Merkels Vertrau-

te, beschleunigt den wirtschaftlichen Nie-

dergang Frankreichs, zum Schaden ganz
Europas. Der Präsident habe zwar den
Fiskalpakt durchgesetzt, ansonsten aber
nicht viel getan, um sein Land zu moder-
nisieren. 
„Mit Steuererhöhungen und einer Sen-

kung des Rentenalters bekommt man die
Probleme Frankreichs jedenfalls nicht in
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für marode Geldhäuser im Süden
Europas haften muss. 
Es kam zum Krach. Mitte September

legte sich Wolfgang Schäuble öffentlich
fest, dass es mit dem Starttermin nichts
werde. Sein französischer Amtskollege
Pierre Moscovici tobte. „Nein, ich bin mit
Herrn Schäuble nicht einverstanden“, sagte
er nach einem Treffen auf Zypern. Es gebe
keinen Grund, das jetzt zu verzögern.
Auf dem Gipfel in der vergangenen

Woche wurde der Konflikt vertagt. Zwar
setzte Deutschland durch, dass Gemein-
schaftsgelder erst dann an Banken fließen
können, wenn die neuen Aufsichtsbehör-
den arbeitsfähig sind. Doch Frankreich
dringt weiter darauf, dafür bereits im
kommenden Jahr die Voraussetzungen
zu schaffen.
Nicht weniger verfahren ist die Lage

beim deutsch-französischen EADS-Kon-
zern. Nachdem die Fusion mit der briti-
schen BAE geplatzt ist, will die Bundes-
regierung in den kommenden Wochen
EADS-Anteile von Daimler kaufen und
braucht dafür dringend Paris. Hollande
muss nämlich zustimmen, damit die
Deutschen in einen Aktionärspakt auf-
genommen werden, der wichtige Mitspra-
cherechte im Konzern sichert.
Doch Berlin tut nicht viel, um die Hol-

lande-Regierung zu besänftigen. Im Ge-
genteil: Die Bundesregierung verweigert

derzeit die Auszahlung von Finanzhilfen
für die Entwicklung des neuen Groß-
raum-Airbus A350. 600 Millionen Euro
hält das Bundeswirtschaftsministerium
zurück. Paris hingegen hat seinen Anteil
längst gezahlt. 
So wächst die Zahl der deutsch-fran-

zösischen Konflikte, der einstige Motor
der europäischen Einigung ist längst zum
Bremsfaktor geworden. Die gesamte EU
wartet darauf, dass sich Deutschland und
Frankreich in der Frage der künftigen
Euro-Architektur endlich auf einen Kom-
promiss verständigen. Doch die Vorstel-
lungen dafür liegen in Berlin und Paris
weit auseinander. 
Kanzlerin Angela Merkel pocht darauf,

die nationalen Haushalte künftig in Brüs-
sel kontrollieren zu lassen. „Wir sollten
der europäischen Ebene echte Durch-
griffsrechte gegenüber den nationalen
Haushalten gewähren“, forderte sie ver-
gangene Woche im Bundestag.
Hollande lehnt das ab. Zudem würde

eine Verlagerung von Souveränitätsrech-
ten eine Vertragsänderung erfordern, die
auf einem EU-Konvent diskutiert werden
könnte. Die Ergebnisse müssen in Frank-
reich vom Volk abgesegnet werden. Hol-
lande aber fürchtet, die Mehrheit der Fran-
zosen könnte ein Referendum mit „non“
beantworten, so wie 2005, als es um die
Europäische Verfassung ging. Dem fran -

zösischen Präsidenten schwebt vor, dass
es in Europa im Grundsatz so weitergeht
wie bisher  – und die Staats- und Regie-
rungschefs das letzte Wort behalten.
Wenn man schon über eine Vertrags-

änderung rede, dann müsse diese auch
eine Vergemeinschaftung der Schulden
beinhalten, kontert Hollande die deut-
schen Überlegungen. Das wieder komme
aus ihrer Sicht „nicht in Frage“, so lange
es „einzelne nationale Budgets gibt“, sag-
te die Kanzlerin nach dem Gipfel.
Die Fronten sind verhärtet, und die

Zeit drängt. Im Dezember, so haben es
die Staats- und Regierungschefs beschlos-
sen, soll die Reform der EU möglichst
verabschiedet werden.
Es steht viel auf dem Spiel. Finden die

zerstrittenen Partner keine überzeugende
Lösung, droht sich die Euro-Krise erneut
zu verschärfen, mit unkalkulierbaren Fol-
gen für ganz Europa. Die Angst vor dem
Crash – das ist die letzte Gemeinsamkeit,
die in Paris und Berlin noch uneinge-
schränkt geteilt wird. Darauf müssen die
Europäer nun vertrauen.
„Am Ende werden sich Deutschland

und Frankreich einigen“, sagt ein hoher
EU-Beamter, „weil sie sich einigen
 müssen.“
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